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Mr. 13280.) Verordnung, betreffend Übertragung des Rechtes zum Ausbau der Obra vom Ausfluß aus 
dem Mühlenſee bei Tirſchtiegel bis zur Gemarkungsgrenze Solben-Meſeritz bei Obrawalde 
an die Genoſſenſchaft zur Regulierung der Obra von Tirſchtiegel bis unterhalb Solben in 
Meſeritz. Vom 24. September 1927. 


Der Genoſſenſchaft zur Regulierung der Obra von Tirſchtiegel bis unterhalb Solben in Meſeritz wird auf 
Grund des § 155 Abſ. 2 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Gefegfamml. S. 53) das Recht übertragen, 
die Obra vom Ausfluß aus dem Mühlenſce bei Tirſchtiegel bis zur Gemarkungsgrenze Solden-Meferik bei 
Obrawalde nach dem vom Kulturbauamt in Landsberg a. W. geprüften Entwurfe vom 15. September 1923 / 
15. September 1924 auszubauen. 


Berlin, den 24. September 1927. 


Siegel‘) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


(Nr. 13281.) Verordnung über die einheitliche Auflöfung des von Münchhauſenſchen Familienfidei⸗ 
i kommiſſes Remeringhauſen, des von dem Busſche⸗Streithorſtſchen Familienfideikommiſſes 
und des Fürſt Schaumburg⸗Lippiſchen Hausguts. Vom 11. Oktober 1927. 


Die Auflöfung des von Münchhauſenſchen Familienfideikommiſſes Remeringhauſen, des von dem Busſche⸗ 
Streithorſtſchen Familienfideikommiſſes und des Fürſt Schaumburg ⸗Lippiſchen Hausguts erfolgt nach Maß⸗ 
gabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiſtaate Schaumburg⸗Lippe vom 
19. September 1927. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu erlaſſen. 
Berlin, den 11. Oktober 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt 
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(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 5. November 1927.) 
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Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiſtaate Schaumburg⸗Lippe wegen 
einheitlicher Auflöſung zwiſchenſtaatlich gebundener Vermögen. 


Die Regierungen des Freiſtaats Preußen und des Freiſtaats Schaumburg-Lippe treffen folgende Ver⸗ 
einbarung: 
81. 


Die in Schaumburg⸗Lippe belegenen Beſtandteile des von Münchhauſenſchen Familienfideikommiſſes 
Remeringhauſen und die auf dieſem Familiengut auf Grund des Erbvergleichs vom 19, Juni / 12. Juli / 
29. Auguft/9. Oktober 1893 ruhenden Renten werden nach den preußiſchen Beſtimmungen durch die preußiſche 
Auflöſungsbehörde aufgelöft. 

Die der preußiſchen Auflöſungsbehörde gegenüber mit Bezug auf das Familiengut Remeringhauſen aus⸗ 
geſprochenen Verzichte haben für die ſchaumburg⸗lippiſchen Beſtandteile die gleiche Wirkung wie für die preu⸗ 
ßiſchen Beſtandteile. 

Der am 10. Juni 1920 vollzogene Parzellenaustauſch wird für rechtswirkſam erklärt. 


82. 
Die in Schaumburg⸗Lippe belegenen Beſtandteile des von dem Busſche⸗Streithorſtſchen Familienfidei⸗ 
kommiſſes werden nach den preußiſchen Beſtimmungen durch die preußiſche Auflöſungsbehörde aufgelöſt. 


\ 83. . 
Die in Preußen belegenen Beſtandteile des Fürſt Schaumburg⸗Lippiſchen Hausguts werden mit dem 
8. Dezember 1923 von der Hausgutseigenſchaft für frei erklärt. 

Der notarielle Vertrag vom 22. Dezember 1925 zwiſchen dem Fürſt Schaumburg⸗Lippiſchen Hauſe und 
der Preußiſchen Bergwerks- und Hüttenaktiengeſellſchaft und die Auflaſſungserklärungen vom 19. März 1926 
werden als rechtsverbindlich anerkannt. 

Soweit zur Regelung der Auflöſung der preußiſchen Teile des Fürſt Schaumburg⸗Lippiſchen Hausguts 
noch beſondere behördliche Maßnahmen erforderlich ſind, erfolgen dieſe nach Maßgabe der preußiſchen Vor⸗ 
ſchriften durch die preußiſche Auflöſungsbehörde gebührenfrei. 


84. 
Soweit für die dieſer Verordnung unterliegenden Familiengüter Aufſichtsmaßnahmen in Betracht kommen, 
wird die Aufſicht durch die zuſtändige preußiſche Auflöfungsbehörde ausgeübt. 


85. 

Die zur Vollziehung der Auflöſung der vorbezeichneten Jamiliengüter erforderlichen Eintragungen in 
die öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die ſchaumburg⸗lippiſchen Teile der 
Familiengüter handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde. Erſuchen dieſer Art an ſchaumburg⸗ 
lippiſche Behörden bedürfen der von der preußiſchen Auflöfungsbehörde unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung 
der Schaumburg⸗Lippiſchen Landesregierung. 

86. 
Die Tätigkeit der preußiſchen Auflöſungsbehörden iſt für die Schaumburg⸗Lippiſche Landesregierung 
koſtenfrei. i f 
Berlin, den 19. September 1927. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter 
dem 28. Juni 1927 erteilten Vollmacht. 


„* 


Dr. jur. Ernſt Kübler - 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, 
Miniſterialdirektor i. R., 
Präſident des Landesamts für Familiengüter, 


Im Namen der Schaumburg ⸗Lippiſchen Landesregierung auf Grund der von der Schaumburg ⸗Lippiſchen 
Landesregierung unter dem 16. Juli 1927 erteilten Vollmacht. £ 


Hermann Winkelmann 
Oberregierungsrat. 
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(Nr. 13282.) Dritte Verordnung über die Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft. Vom 13. Oktober 1927. 


Auf Grund der SS 1 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 Reichsgefegbl. I S. 754) 
wird folgendes angeordnet: 
9 1. 


In Gemeinden ohne Wohnungsmangel finden die Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes nebſt den 
dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen, ſoweit ſich nicht aus dieſer Verordnung etwas anderes ergibt, keine 


Anwendung. 
8 2. 


In Gemeinden ohne Wohnungsmangel finden Anwendung 
a) die 88 2, 8 und 17 Nummer 1 des Wohnungsmangelgeſetzes mit der Maßgabe, daß im Falle 
des § 8 die Genehmigung der beteiligten Gemeindebehörden nicht erforderlich iſt, 
b) die Verordnung über die Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs⸗ und unmittelbare Staats- 
beamte und für Reichswehrangehörige vom 29. Mai 1925 (Geſetzſamml. S. 65) ſowie die zu 
ihrer Durchführung erforderlichen Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes. 


8 3. 

Die Aufſichtsbehörden können auf Antrag oder nach Anhörung der zuſtändigen Gemeindebehörde an⸗ 
ordnen, daß in einzelnen Gemeinden, die nach 8 5 als ſolche ohne Wohnungsmangel zu gelten hätten, die 
Vorſchriften des Wohnungsmangelgeſetzes nebſt den dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen Anwendung 
finden. Mit der Anordnung treten die auf Grund des Wohnungsmangelgeſetzes für die betreffende Gemeinde 
erlaſſenen Vorſchriften wieder in Kraft. 

N 84. 

Soweit bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung die Inanſpruchnahme von Wohnungen in Gemeinden 
ohne Wohnungsmangel rechtskräftig ausgeſprochen oder durchgeführt worden iſt, behält es bei den bisherigen 
Beſtimmungen und dem durch die Inanſpruchnahme geſchaffenen Zuſtande ſein Bewenden. 


85. 
Als Gemeinden ohne Wohnungsmangel im Sinne dieſer Verordnung gelten: 
a) die Gemeinden (Stadtgemeinden, Landgemeinden, Gutsbezirke) mit weniger als 4000 Einwohnern; 
b) im übrigen die von der Aufſichtsbehörde auf Antrag oder nach Anhörung der zuſtändigen 
Gemeindebehörde bezeichneten Gemeinden (Stadtgemeinden, Landgemeinden, Gutsbezirke). 


Berlin, den 13. Oktober 1927. 


Der Preußiſche Minifter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Dezember 1926 
über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Köln⸗Bonner Eiſenbahnen, 
Aktiengeſellſchaft, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 39 S. 149, ausgegeben am 24. September 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Mai 1927 


über die Genehmigung zur Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Brohltal⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
und zur Verwendung von Triebwagen mit Verbrennungsmotoren 


durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 36 S. 131, ausgegeben am 10. September 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Juli 1927 


über die Genehmigung des XXI. Nachtrags zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des Neuen 
Brandenburgiſchen Kreditinſtituts 2 


durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 36 S. 198, ausgegeben am 3. September 1927 ; 
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14. 


16. 


D. Grunau, lol ten. 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juli 1927 2, 

über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Harbach für den Bau einer Nieder⸗ 
: ſpannungs⸗Lichtleitung von 220/380 Volt 3 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 34 S. 125, ausgegeben am 27. Auguſt 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Auguſt 1927 


über die Sagen von Nachträgen zur Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
und zur Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Pommern ſowie über die Genehmigung 
der Ordnung, betreffend Ausgabe, Verzinſung und Tilgung von Goldſchuldverſchreibungen der 
Pommerſchen Landſchaft (Ausgabe 1927), 

durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 37 S. 167 ausgegeben am 10. September 1927, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Eller für den Bau eines Weinbergwegs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 37 S. 135, ausgegeben am 17. September 1927 h 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bacharach für den Bau eines 
Weinbergwegs 
durch das Amksblatt der Regierung in Koblenz Nr. 37 S. 135, ausgegeben am 17. September 1927 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Auguſt 1927 


über die Genehmigung eines Nachtrags zur Landſchaftsordnung der Pommerſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 37 S. 171 „ausgegeben am 10. September 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Auguſt 1927 


über die n eines Nachtrags zur Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für 
den Kleingrundbeſitz 5 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 37 S. 171 ausgegeben am 10. September 1927; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektrowerke, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den 
Bau einer 100 000 Volt⸗Leitung von Bunzlau nach Breslau 
durch die Amtsblätter der Regierung in Breslau Nr. 36 S. 321, ausgegeben am 3. September 1927, 
und der Regierung in Liegnitz Nr. 35 S. 221, ausgegeben am 3. September 1927; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Auguſt 1927 i 
über die Genehmigung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur⸗ und 
Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 39 S. 207, ausgegeben am 24. September 1927 ; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Auguſt 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Elektriſche Überlandzentrale Weferlingen und 
Umgegend, e. G. m. b. H. in Weferlingen, für den Bau einer 15 000 Volt-Leitung von Süplingen 
nach Reuhaldensleben 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 41 S. 179, ausgegeben am 8. Oktober 1927; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Unterelbe, Aktiengeſellſchaft 
in Altona (Elbe), für den Bau einer 60 000 Volt⸗Hochſpannungsfernleitung vom Kraftwerk Schulau 
bis zum Umſpannwerk Elmshorn f 

durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 37 S. 315, ausgegeben am 10. September 1927 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Auguſt 1927 


über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 38 S. 321, ausgegeben am 17. September 1927 i 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Bezirksverband Kaſſel für die Verlegung der 
Ziegenhainer Landſtraße in der Gemarkung Lendorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 37 S. 210, ausgegeben am 17. September 1927; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Auguſt 1927 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Wittlich für den Straßenbau Machern 
Eröw in den Gemarkungen Cröw und Uerzig 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 37 S. 117, ausgegeben am 17. September 1927. 
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